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Stuttgart, 10. Dezember 2019 
 
 

Aktionsbündnis gegen Stuttgart 21 fordert Moratorium und Überprüfung des Projekts  

Bahn-Aufsichtsrat muss Bahn-Konzern kontrollieren  

Am Mittwoch, 11. Dezember tagt der Aufsichtsrat der Deutschen Bahn. Die von der Bun-

desregierung entsandten Kontrolleure müssen nun endlich ihre Kontrollfunktion wahrneh-

men und dafür sorgen, dass die Bahn ihren grundgesetzlichen Auftrag erfüllt (Art. 87e, 

Abs.4): „dem Wohl der Allgemeinheit, insbesondere den Verkehrsbedürfnissen … Rech-

nung zu tragen“. 

Dazu gehört, dass Ausgaben und Arbeiten für das hochgradig defizitäre, extrem klimabe-

lastende und den Bahnverkehr massiv schädigende Projekt Stuttgart 21 solange gestoppt 

werden, bis über eine dem Bahnverkehr dienende Form des Umsteuerns entschieden ist. 

Insbesondere haben sich die Aufsichtsräte überprüfbare Zahlen über die Leistungsfähig-

keit des Stuttgarter Bahnknotens heute und in Zukunft vorlegen zu lassen, anhand derer 

eine tatsächliche erhebliche Ertüchtigung des Bahnknotens sichergestellt werden kann. 

Das Projekt Stuttgart 21 reiht sich ein in eine ganze Reihe von Großprojekten, die allesamt 

– unter dem Vorwand, dem Bahnverkehr zu dienen – lediglich die Interessen von Bauwirt-

schaft und Investoren bedienen: Zweite Stammstrecke München, Verlegung Bahnhof 

Hamburg-Altona, Fehmarnbelt-Tunnel. 

Der Aufsichtsrat der Bahn darf nicht tatenlos zusehen oder gar unterstützen, dass das Un-

ternehmen als Melkkuh zur Generierung von Aufträgen für Bauindustrie und Immobilien-

wirtschaft missbraucht wird. Insbesondere die Arbeitnehmer-Bank im Aufsichtsrat fordern 

wir auf, – auch im Interesse der Bahn-Beschäftigten – Verantwortung für den tatsächlichen 

Bahnverkehr und damit auch für Klima und Umwelt zu übernehmen.  

Bündnissprecher Dr. Eisenhart von Loeper: "Ein weiteres Kontrollversagens zu Lasten des 

Schienenverkehrs darf es nicht mehr geben – das widerspricht dem grundgesetzlichen 

Auftrag der Bahn.“ Und es widerspräche der Ankündigung von Bahn-Vorstand Ronald 

Pofalla, dass die Stilllegung vermeintlich nicht mehr benötigter Gleisanlagen gestoppt 

werden solle – „die Gleise des Kopfbahnhofs Stuttgart sind unverändert notwendig für ei-

nen wachsenden Bahnbetrieb“, so ergänzt der Co-Sprecher des Bündnisses Martin Po-

guntke. 

Aus Anlass dieser Aufsichtsrats-Sitzung werden auch wieder rund 25 Stuttgart 21-Gegner-

Innen nach Berlin reisen und ihren Forderungen vor dem Bahn-Tower Nachdruck verlei-

hen.  
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